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Die Antragstellerin hat als durch die Straftat des Ange­
klagten unmittelbar Geschädigte mit ihrem substantiierten 
Schadenersatzantrag mithin befugterweise Ersatz für wei­
tere Nachteile i. S. des §-338 Abs. 1 Satz 2 ZGB, die ihr ihren 
Angaben zufolge im Zusammenhang mit dem erlittenen Ge­
sundheitsschaden entstanden sind, beansprucht. Das Kreis­
gericht hätte folglich prüfen müssen, ob die betreffenden 
Ansprüche sachlich begründet sind. Bejahendenfalls hätten 
der Antragsteilerin auch diese geltend gemachten Ersatzan­
sprüche zuerkannt werden müssen.

Das angefochtene Urteil war aus diesen Gründen im ge­
nannten Umfang aufzuheben und die Sache insoweit an das 
Kreisgericht zurückzuverweisen (§§ 321 Abs. 1, 322 Abs. 3 
StPO).

§ 36 Abs. 3 StGB.
Die Umwandlung der Geldstrafe in eine Freiheitsstrafe setzt 
voraus, daß sich der Verurteilte seiner Verpflichtung zur 
Zahlung bewußt entzieht und die Entscheidung des Gerichts 
sowie gesellschaftlich-erzieherische Maßnahmen negiert.

Wird der Verurteilte noch vor Eintritt der Rechtskraft 
der Entscheidung wegen anderer strafbarer Handlungen in­
haftiert, die er vor Ausspruch der Geldstrafe begangen hatte 
und die in keinem Zusammenhang mit ihrer Realisierung 
stehen, oder hat der Verurteilte seine Arbeitspflichten vor 
Erlaß des Strafbefehls verletzt, so begründet dieses Verhal­
ten nicht die Umwandlung der Geldstrafe in eine Freiheits­
strafe.
BG Erfurt, Urteil des Präsidiums vom 21. Mai 1984 — BSK 
3/84.

Das Kreisgericht hat mit Strafbefehl am 29. Dezember 1983 
gegen den Verurteilten wegen der am 6. September 1983 be­
gangenen unbefugten Benutzung eines Krades (Vergehen 
nach § 201 Abs. 1 StGB) eine Geldstrafe von 600 M ausge­
sprochen. Der Strafbefehl ist seit dem 6. Janaur 1984 rechts­
kräftig.

Mit Beschluß vom 28. Februar 1984 hat das Kreisgericht 
die Geldstrafe nach § 36 Abs. 3 StGB in eine Freiheitsstrafe 
von drei Monaten umgewandelt. Zur Begründung hat es aus­
geführt: Der Verurteilte hätte bei ordnungsgemäßer Arbeit 
die Strafe bezahlen können. Er habe aber in der Nacht vom 
24. zum 25. Dezember 1983 einen Einbruchsdiebstahl began­
gen, sei deshalb am 3. Januar 1984 inhaftiert und am 6. Fe­
bruar 1984 zu einer Freiheitsstrafe von sechs Monaten verur­
teilt worden. Außerdem sei er im Dezember 1983 keiner ge­
regelten Arbeit nachgegangen.

Gegen diesen Beschluß des Kreisgerichts richtet sich der 
zugunsten des Verurteilten gestellte Kassationsantrag des 
Direktors des Bezirksgerichts. Der Antrag hatte Erfolg.

Aus der Begründung:
Das Kreisgericht hat sich bei der Umwandlung der Geld­
strafe in eine Freiheitsstrafe ungenügend mit den gesetzli­
chen Anforderungen des § 36 Abs. 3 StGB auseinandergesetzt. 
Es hat vor allem nicht beachtet, daß sich der Verurteilte 
seiner- Zahlungsverpflichtung entziehen, also bewußt die 
Entscheidung des Gerichts negieren muß. Ein solcher Fall 
liegt insbesondere dann vor, wenn Maßnahmen der gesell­
schaftlichen Einwirkung und der Vollstreckung der Geld­
strafe infolge-des Verhaltens des Verurteilten erfolglos blie­
ben und der Verurteilte zu erkennen gibt, daß er sich über 
die Reaktion der Gesellschaft auf seine Straftat hinweg­
setzt (vgL StGB-Kommetftar, Berlin 1984, Anm. 10 zu § 36 
[S. 151 f.]).

Aus den Akten ergeben sich keine Hinweise auf ein sol­
ches Verhalten des Verurteilten. Der Strafbefehl wurde am
29. Dezember 1983 erlassen und ist seit dem 6. Januar 1984 
rechtskräftig. Die strafbare Handlung, wegen der er am
3. Januar 1984 in Haft genommen und am 6. Februar 1984 
zu einer Freiheitsstrafe verurteilt wurde, hat er am 24./25. De­
zember 1983 begangen. Zu diesem Zeitpunkt war ihm nicht 
bekannt, welche Maßnahme der strafrechtlichen Verantwort­
lichkeit gegen ihn ausgesprochen wird, denn der Strafbefehl 
wurde ihm erst am 29. Dezember 1983 zugestellt. Er war ohne 
Ersparnisse, und auch von seinem Arbeitseinkommen ab die­
sem Zeitpunkt war er zur Zahlung der Geldstrafe nicht in 
der Lage, denn bereits 5 .Tage später wurde gegen ihn der 
Haftbefehl erlassen. Arbeitspflichtverletzungen, die vor dem

Erlaß des Strafbefehls liegen, oder neue Straftaten, die nicht 
im Zusammenhang mit der Realisierung der Geldstrafe 
stehen, können nicht zur Begründung für eine Entscheidung 
nach § 36 Abs. 3 StGB herangezogen werden.

Aus all diesen Gründen liegen die Voraussetzungen für 
die Umwandlung der Geldstrafe in eine Freiheitsstrafe nicht 
vor. Die Entscheidung des Kreisgerichts verstößt damit ge­
gen das Gesetz. Sie war deshalb in Übereinstimmung mit 
dem Antrag des Vertreters des Staatsanwalts des Bezirks 
aufzuheben.
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Ein Lehrbuch, das einen geschlossenen, systematisch geglie­
derten Überblick über die politischen und rechtlichen Grund­
lagen der Rechtspflege in der DDR gibt und Funktion, Ar­
beitsprinzipien und Wirkungsweise der Rechtspflegeorgane 
differenziert darstellt, war bis zum Erscheinen dieses Wer­
kes nicht vorhanden. Erstmalig wird damit der wichtige Ab­
schnitt IV der Verfassung Gegenstand eines Lehrbuchs zur 
Rechtspflege.

Das 1. Kapitel über Wesen, Prinzipien und Entwicklung 
der sozialistischen Rechtspflege ist im Verhältnis zu den 
folgenden Kapiteln der allgemeine Teil. Hervorzuheben ist 
hier die Klarheit der rechtstheoretischen Ausführungen, ins­
besondere die Bestimmung des Begriffs „sozialistische 
Rechtspflege“. Unter den in Artikel 90 der Verfassung fest­
gelegten Leitgedanken werden die Aufgaben der Rechtspflege 
dargelegt. Die gesamte Tätigkeit der Rechtspflegeorgane wird 
als Teil der Machtausübung der von der SED geführten 
Arbeiterklasse und ihrer Verbündeten charakterisiert. Aus­
führlich werden auch die Prinzipien der Rechtspflege be­
handelt.

Trotz seiner Knappheit vermittelt der Abschnitt über die 
Entwicklung der sozialistischen Rechtspflege in der DDR eine 
wirklichkeitsgetreue Vorstellung davon, wie die anfangs der 
antifaschistisch-demokratischen Ordnung entstandenen 
Rechtspflegeorgane nach der Gründung der DDR zu soziali­
stischen Rechtspflegeorganen hinüberwuchsen, bis sie im 
Prozeß der Gestaltung der entwickelten sozialistischen Ge­
sellschaft ihr heutiges Niveau erreichten. Es wird deutlich, 
daß jede dieser fortschrittlichen Veränderungen der Rechts­
pflegeorgane im Einklang mit dem jeweiligen materiellen 
und ideologischen Entwicklungsstand sowie im Hinblick auf 
die in dem betreffenden Zeitabschnitt zu lösenden Aufgaben 
erfolgte.

Entsprechend der arbeitsteiligen Ausübung der Rechts­
pflege wird in den Kapiteln 2 bis 5 die Tätigkeit der Ge­
richte, der Staatsanwaltschaft, der Staatlichen Notariate und 
der Rechtsanwaltschaft differenziert dargestellt.

Ihrem Klassencharakter nach werden die Gerichte als 
Organe bezeichnet, „die mittels Rechtsprechung staatliche 
Macht der Arbeiterklasse ausüben“ (S. 42). In Übereinstim­
mung damit ist die Ausübung der Rechtsprechung aus der 
Machtvollkommenheit der obersten Volksvertretung abgelei­
tet. Überzeugend wird das einheitliche Wesen der staatlichen 
und der gesellschaftlichen Gerichte als rechtsprechende Or­
gane herausgearbeitet. Die Besonderheiten der gesellschaft­
lichen Gerichte gegenüber den staatlichen Gerichten werden 
zu Recht nicht als prinzipielle Unterschiede gewertet. Die 
ausführlichen Informationen über diese Besonderheiten sind 
geeignet, die Mitglieder der gesellschaftlichen Gerichte anzu­
leiten. Sachlich und methodisch richtig werden Stellung und 
Tätigkeit der Schöffen jeweils im unmittelbaren Zusammen­
hang mit ihren Aufgaben als gleichberechtigte Richter ge­
schildert. Alle mit der Stellung der Gerichte, mit ihrem 
Aufbau, ihrer Rechtsprechung und deren Leitung zusam­
menhängenden Fragen sind im Lehrbuch exakt behandelt. 
Das gilt auch hinsichtlich der Verantwortung und der Aufga­
ben des Ministeriums der Justiz gegenüber den Gerichten.


